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BUNDESARBEITSGERICHT

5 AZR 136/05

11 Sa 1333/04
Landesarbeitsgericht
Hamm

Im Namen des Volkes!

Verkindet am
31. August 2005

URTEIL

Metze, Urkundsbeamter
der Geschéftsstelle

In Sachen

beklagtes, berufungsklagendes und revisionsklagendes Land,

pp.

Klagerin, Berufungsbeklagte und Revisionsbheklagte,

hat der Funfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der Beratung vom 31. Au-
gust 2005 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Muller-Glége,

die Richter am Bundesarbeitsgericht Prof. Dr. Mikosch und Dr. Linck sowie den ehren-
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amtlichen Richter Heel und die ehrenamtliche Richterin Zorn fiir Recht erkannt;

1. Auf die Revision des beklagten Landes wird das Urteil des
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 10. Februar 2005 - 11 Sa

1333/04 - aufgehoben.
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2. Auf die Berufung des beklagten Landes wird das Urteil des
Arbeitsgerichts Bielefeld vom 27. Mai 2004 - 1 Ca 3527/03 -
hinsichtlich des Feststellungsausspruchs und der Kostenent-
scheidung abgeéandert: Die Klage wird insoweit abgewiesen.

3. Die Kosten der ersten Instanz werden gegeneinander aufge-
hoben. Die Kosten des Berufungs- und des Revisionsverfah-
rens sind von der Klagerin zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten Uber die Vergltung der teilzeitbeschéaftigten Klagerin an-

Iasslich von ganztagigen Klassenfahrten.

Die Klagerin ist seit 1993 als Lehrerin fir die Sekundarstufe | bei dem be-
klagten Land angestellt. Sie unterrichtet an der Stadtischen Gesamtschule S wdchent-
lich 13 Stunden in den Fachern Mathematik und Kunst. Die Unterrichtsverpflichtung
einer entsprechenden Vollzeitkraft betragt 25,5 Stunden/Woche. Nach dem schriftli-
chen Arbeitsvertrag der Parteien finden auf das Arbeitsverhdltnis der Bundes-
Angestelltentarifvertrag (BAT) vom 23. Februar 1961 und dessen Sonderregelungen
fur Angestellte als Lehrkrafte (SR 2I | BAT) Anwendung. Weiter heifdt es, die Vergltung
entspreche dem Anteil der nach diesem Vertrag zu erteilenden Unterrichtsstunden an

der Pflichtstundenzahl.

Die Klagerin leitete im Jahr 2002 die Abschlussfahrt von drei Klassen der
Jahrgangsstufe 10 nach C/ltalien, an der 82 Schuler und sechs Lehrer teilnahmen. Die
Busreise dauerte vom 13. September 2002, 16.00 Uhr, bis zum 20. September 2002,
8.00 Uhr.

Mit ihrer am 23. Oktober 2003 erhobenen Klage hat die Klagerin Zahlung von
Reisekostenersatz und Zahlung der Differenz zwischen der ihr gezahlten Vergitung
und der Vergltung einer Vollzeitkraft fur die Dauer der Klassenfahrt begehrt. Weiter hat
sie beantragt festzustellen,

dass das beklagte Land verpflichtet sei, sie fur zukinftige zu-

mindest ganztagige Klassenfahrten wie eine Vollzeitkraft zu
verguten.
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Das beklagte Land hat die Reisekosten nach der Klageerhebung erstattet und
im Ubrigen beantragt, die Klage abzuweisen.

Das Arbeitsgericht hat der Klage mit Ausnahme eines Teils der Zinsen statt-
gegeben. Das Landesarbeitsgericht hat die nur bezlglich der getroffenen Feststellung
eingelegte Berufung des beklagten Landes zuriickgewiesen. Mit der vom Landesar-
beitsgericht zugelassenen Revision beantragt das beklagte Land weiterhin die Abwei-

sung des Feststellungsantrags.

Entscheidungsgriinde

Die Revision ist begriindet. Die Klagerin kann die begehrte Feststellung nicht

verlangen, da ihr Feststellungsantrag unzulassig ist.

1. Gemal § 256 Abs. 1 ZPO kann auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbe-
stehens eines Rechtsverhaltnisses Klage erhoben werden, wenn der Klager ein rechtli-
ches Interesse daran hat, dass das Rechtsverhaltnis durch richterliche Entscheidung
alsbald festgestellt werde. Rechtsverhaltnis ist eine aus dem vorgetragenen Sachver-
halt abgeleitete rechtliche Beziehung von Personen untereinander oder zu einer Sa-
che. Zwar kénnen Gegenstand einer Feststellungsklage nicht bloRe Elemente oder
Vorfragen eines Rechtsverhéltnisses sein. Jedoch kann sich die Feststellungsklage auf
einzelne Beziehungen oder Folgen aus einem Rechtsverhaltnis, auf bestimmte An-
spriiche oder Verpflichtungen oder auf den Umfang einer Leistungspflicht beschranken
(st. Rspr., vgl. nur BAG 25. Oktober 2001 - 6 AZR 718/00 - BAGE 99, 250, 252 f.; BGH
19. April 2000 - XIl ZR 332/97 - NJW 2000, 2280, zu 1 a der Griinde, jeweils mwN).
Die Feststellung muss grundsatzlich auf ein gegenwartiges Rechtsverhéltnis gerichtet
sein (BGH 13. Mérz 2001 - VI ZR 290/00 - MDR 2001, 829, zu Il 1 der Griinde; 7. Juni
2001 -1 ZR 21/99 - NJW 2001, 3789, zu Il 1 der Griinde). Dieses muss so genau be-
zeichnet sein, dass Uber seine Identitdt und damit Uber den Umfang der Rechtskraft
des begehrten Feststellungsanspruchs keinerlei Ungewissheit herrschen kann. Ein
Feststellungsantrag, der diesem Erfordernis nicht genlgt, ist unzulassig (BGH
4. Oktober 2000 - VIII ZR 289/99 - NJW 2001, 445, zu Il 3 a der Griinde).

2. Der Feststellungsantrag der Klagerin betrifft kein gegenwartiges Rechtsver-
haltnis.
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a) Es ist schon ungewiss, ob das beklagte Land die Kldgerin noch einmal zu ei-

ner ganztagigen Klassenfahrt wie bisher heranziehen wird. Hierzu ist es nicht ver-
pflichtet. Méglicherweise kann es die Heranziehung der Klagerin auch im Hinblick auf
deren Stundenplan so gestalten, dass keine zusatzliche Arbeit anfallt. Nicht absehbare
kunftige Anspriiche kénnen nicht zum Gegenstand einer Feststellungsklage gemacht

werden.

b) Die etwaigen Rechtsbeziehungen der Parteien bzgl. kinftiger zumindest
ganztagiger Klassenfahrten entstehen nicht aus einem konkreten greifbaren Sachver-
halt, sondern kénnen auf ganz unterschiedlich gestalteten Lebenssachverhalten beru-
hen. Wann eine ganztagige Klassenfahrt anzunehmen ist, erscheint nicht in jedem
Falle zweifelsfrei. Ein fur kinftige Falle bestimmbares Rechtsverhaltnis liegt deshalb
nicht vor. Klassenfahrten, die sich Gber einen oder mehrere Tage erstrecken, sind nicht
notwendig mit einer vollen Arbeitsleistung an allen Tagen verbunden. Zu priifen ist im
Einzelfall gerade die rechtliche Voraussetzung der Arbeitsleistung wie eine Vollzeit-
kraft. Dies fur die Vielzahl der denkbaren Falle zu klaren, wirde auf die Erstattung ei-
nes Rechtsgutachtens hinauslaufen (vgl. Senat 25. Mai 2005 - 5 AZR 566/04 - NZA
2005, 981, auch zur Verdffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen, zu Il 2 b
der Griinde).

c) Die Vergutungspflicht hangt zudem nach § 3 der Mehrarbeitsverglitungsver-
ordnung von weiteren Voraussetzungen ab. Die entscheidungserheblichen Gesichts-
punkte hierfir lassen sich im Rahmen einer Feststellungsklage nicht abschlieRend
bestimmen. Insbesondere kommt ein langerfristiger Zeitausgleich fir Mehrarbeitsstun-
den in Betracht. Wie das beklagte Land einen derartigen Zeitausgleich bewerkstelligt,

bleibt ihm Uberlassen.

3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1 Satz 1, § 92 Abs. 1 ZPO.
Muller-Glége Mikosch Linck
Heel Zorn
JLaw — Gesetze und Urteile omonon Available on the
Kostenlos (mobile App) > Google play D App Store
W Uber 200 Gesetze " . —
T JLaw — flir Android JLaw — flr iOS

Uber 100.000 Urteile

www.prinz.law

10

11

12

13

1ZINYPsa8 HUIN I BLY §§ YORU YUBQUI)R(] S[e PUIS SUN[WIWILSS[12)1() J9P 319 ], YINY SIDMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	Im Namen des Volkes!


	URTEIL

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	Entscheidungsgründe



